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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 5 
Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegegesetzes 

  
§ 28. (1) bis (3) … § 28. (1) bis (3) … 
(4) Der Fachhochschulrat hat 

 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, Änderung, 
Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in der 
allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege zwei vom 
Bundesminister für Gesundheit nominierte Sachverständige zur 
Beurteilung der Übereinstimmung der Anträge bzw. der 
Fachhochschul-Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen 
der Verordnung gemäß Abs. 3 heranzuziehen, 

 
 2. bei der Entscheidung über Anträge auf Akkreditierung, 

Änderung, Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung 
von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in 
der allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege das 
Einvernehmen des Bundesministers für Gesundheit einzuholen, 

 3. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, 
Änderung, Verlängerung oder den Widerruf der Akkreditierung 
eines Fachhochschul-Bachelorstudienganges für die Ausbildung 
in der allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege dem 
Bundesminister für Gesundheit zu übermitteln und 

 4. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen 
betreffend Ausbildungen in der allgemeinen Gesundheits- und 
Krankenpflege im Fachhochschulbereich im abgelaufenen 
Kalenderjahr einschließlich Informationen über die einzelnen 
Studienbetriebe und den kurz-, mittel- und längerfristigen Bedarf 
bis 1. März eines jeden Jahres dem Bundesminister für 
Gesundheit zu erstatten. 

(4) Die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria 
hat 
 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, 

Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in der 
allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege zwei vom 
Bundesminister für Gesundheit nominierte Sachverständige zur 
Beurteilung der Übereinstimmung der Anträge bzw. der 
Fachhochschul-Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen 
der Verordnung gemäß Abs. 3 heranzuziehen, 

 2. bei der Entscheidung über Anträge auf Akkreditierung, 
Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in der 
allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege das Einvernehmen 
des Bundesministers für Gesundheit einzuholen, 

 3. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, 
Verlängerung oder den Widerruf der Akkreditierung eines 
Fachhochschul-Bachelorstudienganges für die Ausbildung in der 
allgemeinen Gesundheits- und Krankenpflege dem 
Bundesminister für Gesundheit zu übermitteln und 

 4. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen 
betreffend Ausbildungen in der allgemeinen Gesundheits- und 
Krankenpflege im Fachhochschulbereich im abgelaufenen 
Kalenderjahr einschließlich Informationen über die einzelnen 
Studienbetriebe und den kurz-, mittel- und längerfristigen Bedarf 
bis 1. März eines jeden Jahres dem Bundesminister für 
Gesundheit zu erstatten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bei Änderungen von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen, die die 
Anforderungen der Verordnung gemäß Abs. 3 nur geringfügig betreffen, 
kann der Fachhochschulrat von der Einholung von 
Sachverständigengutachten absehen, sofern der Bundesminister für 
Gesundheit zustimmt. 

Der Bundesminister für Gesundheit ist berechtigt, die Agentur für 
Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria im Rahmen der 
kontinuierlichen begleitenden Aufsicht über akkreditierte Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge mit der Evaluierung der Einhaltung der in der 
Verordnung gemäß Abs. 3 festgelegten Anforderungen zu beauftragen 
(§ 3 Abs. 3 Z 5 und 8 Hochschul-Qualitätssicherungsgesetz-HS-QSG, 
BGBl. I Nr. XX/2011). Bei der Evaluierung sind zwei vom 
Bundesminister für Gesundheit nominierte Sachverständige beizuziehen. 

(5) … (5) … 
§ 117. (1) bis (11) … § 117. (1) bis (11) … 

(12) § 28 Abs. 4 in der Fassung des 
Qualitätssicherungsrahmengesetzes, BGBl. I Nr. XX/2011, tritt mit 
1. März 2012 in Kraft. 

Artikel 6 
Änderung des Hebammengesetzes 

§ 11. (1) bis (3) … § 11. (1) bis (3) … 
(4) Der Fachhochschulrat hat 

 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, auf 
Änderung, auf Verlängerung oder bei Widerruf der 
Akkreditierung von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für 
die Ausbildung zur Hebamme zwei von der 
Bundesministerin/vom Bundesminister für Gesundheit 
nominierte Sachverständige zur Beurteilung der 
Übereinstimmung der Anträge bzw. der Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen der Verordnung 
gemäß Abs. 3 beizuziehen, 

 
 
 
 
 
 

(4) Die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria 
hat 
 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, 

Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung zur 
Hebamme zwei von der Bundesministerin/vom Bundesminister 
für Gesundheit nominierte Sachverständige zur Beurteilung der 
Übereinstimmung der Anträge bzw. der Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen der Verordnung 
gemäß Abs. 3 beizuziehen, 

 2. bei der Entscheidung über Anträge auf Akkreditierung, 
Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung zur 
Hebamme  das Einvernehmen der Bundesministerin / des 
Bundesministers für Gesundheit einzuholen, 

 3. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 2. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, die 
Änderung, die Verlängerung oder den Widerruf der 
Akkreditierung eines Fachhochschul-Bachelorstudienganges für 
die Ausbildung zur Hebamme der Bundesministerin/dem 
Bundesminister für Gesundheit zu übermitteln und 

 3. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen 
betreffend Ausbildungen zur Hebamme im Fachhochschulbereich 
im abgelaufenen Kalenderjahr einschließlich Informationen über 
die einzelnen Studienbetriebe und den kurz-, mittel- und 
längerfristigen Bedarf bis 1. März eines jeden Jahres der 
Bundesministerin/dem Bundesminister für Gesundheit zu 
erstatten. 

Bei Änderungen von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen, die die 
Anforderungen der Verordnung gemäß Abs. 2 nur geringfügig betreffen, 
kann der Fachhochschulrat von der Befassung der Sachverständigen 
absehen, sofern die Bundesministerin/der Bundesminister für Gesundheit 
diesem zustimmt. 

Änderung, die Verlängerung oder den Widerruf der 
Akkreditierung eines Fachhochschul-Bachelorstudienganges für 
die Ausbildung zur Hebamme der Bundesministerin / dem 
Bundesminister für Gesundheit zu übermitteln und 

 4. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen 
betreffend Ausbildungen zur Hebamme im Fachhochschulbereich 
im abgelaufenen Kalenderjahr einschließlich Informationen über 
die einzelnen Studienbetriebe und den kurz-, mittel- und 
längerfristigen Bedarf bis 1. März eines jeden Jahres der 
Bundesministerin / dem Bundesminister für Gesundheit zu 
erstatten. 

Der Bundesminister für Gesundheit ist berechtigt, die Agentur für 
Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria im Rahmen der 
kontinuierlichen begleitenden Aufsicht über akkreditierte Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge mit der Evaluierung der Einhaltung der in der 
Verordnung gemäß Abs. 3 festgelegten Anforderungen zu beauftragen 
(§ 3 Abs. 3 Z 5 und 8 Hochschul-Qualitätssicherungsgesetz-HS-QSG, 
BGBl. I Nr. XX/2011). Bei der Evaluierung sind zwei von der 
Bundesministerin / vom Bundesminister für Gesundheit nominierte 
Sachverständige beizuziehen. 

§ 13. (1) Eine im Ausland erworbene Urkunde über eine erfolgreich 
absolvierte Ausbildung zur Hebamme, die nicht unter § 12 fällt, gilt als 
Qualifikationsnachweis, wenn der an einer ausländischen Fachhochschule 
oder einer vergleichbaren postsekundären oder tertiären 
Bildungseinrichtung erworbene Grad als an einem Fachhochschul-
Bachelorstudiengang gemäß § 11 Abs. 2 erworbener akademischer Grad 
gemäß § 5 Abs. 4 FHStG nostrifiziert wurde. 

§ 13. (1) Eine im Ausland erworbene Urkunde über eine erfolgreich 
absolvierte Ausbildung zur Hebamme, die nicht unter § 12 fällt, gilt als 
Qualifikationsnachweis, wenn der an einer ausländischen Fachhochschule 
oder einer vergleichbaren postsekundären oder tertiären 
Bildungseinrichtung erworbene Grad als an einem Fachhochschul-
Bachelorstudiengang gemäß § 11 Abs. 2 erworbener akademischer Grad 
gemäß § 6 Abs. 6 FHStG nostrifiziert wurde. 

(2) … (2) … 
§ 62a. (1) bis (4) … § 62a. (1) bis (4) … 

(5) § 11 Abs. 4 und § 13 Abs. 1 in der Fassung des 
Qualitätssicherungsrahmengesetzes, BGBl. I Nr. XX/2011, tritt mit 
1. März 2012 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 7 
Änderung des MTD-Gesetzes 

§ 3. (1) bis (5) … § 3. (1) bis (5) … 
(6) Der Fachhochschulrat hat 

 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, auf 
Änderung, auf Verlängerung oder bei Widerruf der 
Akkreditierung von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für 
die Ausbildung in den gehobenen medizinisch-technischen 
Diensten zwei vom (von der) Bundesminister (Bundesministerin) 
für Gesundheit nominierte Sachverständige zur Beurteilung der 
Übereinstimmung der Anträge bzw. der Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen der Verordnung 
gemäß Abs. 5 beizuziehen, 

 
 
 
 
 
 
 2. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, die 

Änderung, die Verlängerung oder den Widerruf der 
Akkreditierung eines Fachhochschul-Bachelorstudienganges für 
die Ausbildung in den gehobenen medizinisch-technischen 
Diensten dem (der) Bundesminister (Bundesministerin) für 
Gesundheit zu übermitteln und 

 3. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen 
betreffend Ausbildungen in den gehobenen medizinisch-
technischen Diensten im Fachhochschulbereich im abgelaufenen 
Kalenderjahr einschließlich Informationen über die einzelnen 
Studienbetriebe und den kurz-, mittel- und längerfristigen Bedarf 
bis 1. März eines jeden Jahres dem (der) Bundesminister 
(Bundesministerin) für Gesundheit zu erstatten. 

Bei Änderung von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen, die die 

(6) Die Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria 
hat 
 1. bei der Bearbeitung der Anträge auf Akkreditierung, auf 

Änderung, auf Verlängerung oder bei Widerruf der 
Akkreditierung von Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für 
die Ausbildung in den gehobenen medizinisch-technischen 
Diensten zwei vom (von der) Bundesminister (Bundesministerin) 
für Gesundheit nominierte Sachverständige zur Beurteilung der 
Übereinstimmung der Anträge bzw. der Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge mit den Anforderungen der Verordnung 
gemäß Abs. 5 beizuziehen, 

 2. bei der Entscheidung über Anträge auf Akkreditierung, 
Verlängerung oder bei Widerruf der Akkreditierung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen für die Ausbildung in den 
gehobenen medizinisch-technischen Diensten das Einvernehmen 
des (der) Bundesministers (Bundesministerin) für Gesundheit 
einzuholen, 

 3. eine Abschrift der Entscheidung über die Akkreditierung, die 
Änderung, die Verlängerung oder den Widerruf der 
Akkreditierung eines Fachhochschul-Bachelorstudienganges für 
die Ausbildung in den gehobenen medizinisch-technischen 
Diensten dem (der) Bundesminister (Bundesministerin) für 
Gesundheit zu übermitteln und 

 4. einen jährlichen Bericht über den Stand der Entwicklungen 
betreffend Ausbildungen in den gehobenen medizinisch-
technischen Diensten im Fachhochschulbereich im abgelaufenen 
Kalenderjahr einschließlich Informationen über die einzelnen 
Studienbetriebe und den kurz-, mittel- und längerfristigen Bedarf 
bis 1. März eines jeden Jahres dem (der) Bundesminister 
(Bundesministerin) für Gesundheit zu erstatten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Anforderungen der Verordnung gemäß Abs. 5 nur geringfügig betreffen, 
kann der Fachhochschulrat von der Beiziehung von Sachverständigen 
absehen, sofern der (die) Bundesminister(in) für Gesundheit diesem 
zustimmt. 

Der Bundesminister für Gesundheit ist berechtigt, die Agentur für 
Qualitätssicherung und Akkreditierung Austria im Rahmen der 
kontinuierlichen begleitenden Aufsicht über akkreditierte Fachhochschul-
Bachelorstudiengänge  mit der Evaluierung der Einhaltung der in der 
Verordnung gemäß Abs. 5 festgelegten Anforderungen zu beauftragen 
(§ 3 Abs. 3 Z 5 und 8 Hochschul-Qualitätssicherungsgesetz-HS-QSG, 
BGBl. I Nr. XX/2011). Bei der Evaluierung sind zwei vom (von der) 
Bundesminister (Bundesministerin) für Gesundheit nominierte 
Sachverständige beizuziehen. 

§ 6c. (1) Ein Anpassungslehrgang gemäß § 6b Abs. 5 
 1 und 2. … 
 3. ist durch den (die) Direktor(in) einer entsprechenden 

medizinisch-technischen Akademie oder an Fachhochschulen 
vom Fachhochschulkollegium des Fachhochschul-
Bachelorstudiengangs bzw. an fachhochschulischen 
Einrichtungen vom Fachhochschulrat zu bewerten und 

 4. … 

§ 6c. (1) Ein Anpassungslehrgang gemäß § 6b Abs. 5 
 1. und 2. … 
 3. ist durch den (die) Direktor(in) einer entsprechenden 

medizinisch-technischen Akademie oder an Fachhochschulen 
bzw. Einrichtungen zur Durchführung von Fachhochschul-
Bachelorstudiengängen vom jeweiligen Kollegium zu bewerten 
und 

 
 4. … 

(2) Ein Anpassungslehrgang, der in Verbindung mit einer 
medizinisch-technischen Akademie oder einem Fachhochschul-
Bachelorstudiengang erfolgt, bedarf der schriftlichen Zustimmung des 
(der) Direktors(-in) der medizinisch-technischen Akademie oder an 
Fachhochschulen des Fachhochschulkollegiums des Fachhochschul-
Bachelorstudiengangs bzw. an fachhochschulischen Einrichtungen des 
Fachhochschulrats. Er hat an jenen Einrichtungen gemäß der MTD-
Ausbildungsverordnung, BGBl. Nr. 678/1993, bzw. der FH-MTD-
Ausbildungsverordnung, BGBl. II Nr. 2/2006, zu erfolgen, die den 
Erwerb der erforderlichen fachlich-methodischen Kompetenzen zur 
Ausübung des Berufs gewährleisten. 

(2) Ein Anpassungslehrgang, der in Verbindung mit einer 
medizinisch-technischen Akademie oder einem Fachhochschul-
Bachelorstudiengang erfolgt, bedarf der schriftlichen Zustimmung des 
(der) Direktors(-in) der medizinisch-technischen Akademie oder an 
Fachhochschulen bzw. Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen des jeweiligen Kollegiums. Er hat 
an jenen Einrichtungen gemäß der MTD-Ausbildungsverordnung, BGBl. 
Nr. 678/1993, bzw. der FH-MTD-Ausbildungsverordnung, BGBl. II 
Nr. 2/2006, zu erfolgen, die den Erwerb der erforderlichen fachlich-
methodischen Kompetenzen zur Ausübung des Berufs gewährleisten. 

(3) … (3) … 
(4) Personen, die einen Anpassungslehrgang absolvieren, dürfen nur 

Tätigkeiten des entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen 
Dienstes ausüben, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den zu 

(4) Personen, die einen Anpassungslehrgang absolvieren, dürfen nur 
Tätigkeiten des entsprechenden gehobenen medizinisch-technischen 
Dienstes ausüben, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

erlernenden Fähigkeiten und Fertigkeiten stehen. Sie haben 
Aufzeichnungen über die durchgeführten Tätigkeiten zu führen, die 
 1. … 
 2. nach Abschluss des Anpassungslehrgangs dem (der) Direktor(in) 

der medizinisch-technischen Akademie oder an Fachhochschulen 
dem Fachhochschulkollegium des Fachhochschul-
Bachelorstudiengangs bzw. an fachhochschulischen 
Einrichtungen dem Fachhochschulrat zur Durchführung der 
Bewertung vorzulegen 

sind. 

erlernenden Fähigkeiten und Fertigkeiten stehen. Sie haben 
Aufzeichnungen über die durchgeführten Tätigkeiten zu führen, die 
 1. … 
 2. nach Abschluss des Anpassungslehrgangs dem (der) Direktor(in) 

der medizinisch-technischen Akademie oder an Fachhochschulen 
bzw. Einrichtungen zur Durchführung von Fachhochschul-
Bachelorstudiengängen vom jeweiligen Kollegium zur 
Durchführung der Bewertung vorzulegen 

sind. 

§ 6d. (1) Eine Eignungsprüfung gemäß § 6b Abs. 5 ist eine 
ausschließlich die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten des (der) 
Antragstellers(-in) betreffende Prüfung an einer entsprechenden 
medizinisch-technischen Akademie oder einem entsprechenden 
Fachhochschul-Bachelorstudiengang gemäß § 3 Abs. 4, mit der die 
Fähigkeit des (der) Antragstellers(-in), in Österreich den entsprechenden 
gehobenen medizinisch-technischen Dienst auszuüben, vom (von der) 
Direktor(in) einer entsprechenden medizinisch-technischen Akademie 
oder an Fachhochschulen vom Fachhochschulkollegium des 
Fachhochschul-Bachelorstudiengangs bzw. an fachhochschulischen 
Einrichtungen vom Fachhochschulrat beurteilt wird. 

(2) … 

§ 6d. (1) Eine Eignungsprüfung gemäß § 6b Abs. 5 ist eine 
ausschließlich die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten des (der) 
Antragstellers(-in) betreffende Prüfung an einer entsprechenden 
medizinisch-technischen Akademie oder einem entsprechenden 
Fachhochschul-Bachelorstudiengang gemäß § 3 Abs. 4, mit der die 
Fähigkeit des (der) Antragstellers(-in), in Österreich den entsprechenden 
gehobenen medizinisch-technischen Dienst auszuüben, vom (von der) 
Direktor(in) einer entsprechenden medizinisch-technischen Akademie 
oder an Fachhochschulen bzw. Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Bachelorstudiengängen vom jeweiligen Kollegium 
beurteilt wird. 

(2) … 
§ 6e. (1) … § 6e. (1) … 
(2) Über den absolvierten Anpassungslehrgang oder die absolvierte 

Eignungsprüfung ist eine Bestätigung vom (von der) Direktor(in) der 
medizinisch-technischen Akademie oder an Fachhochschulen vom 
Fachhochschulkollegium des Fachhochschul-Bachelorstudiengangs bzw. 
an fachhochschulischen Einrichtungen vom Fachhochschulrat 
auszustellen. Die Bestätigung ist zu unterzeichnen, mit der Stampiglie der 
Akademie oder der Fachhochschule bzw. der fachhochschulischen 
Einrichtung zu versehen und dem Zulassungsbescheid anzufügen. 

(3) Der (Die) Direktor(in) der medizinisch-technischen Akademie 
oder an Fachhochschulen das Fachhochschulkollegium des 

(2) Über den absolvierten Anpassungslehrgang oder die absolvierte 
Eignungsprüfung ist eine Bestätigung vom (von der) Direktor(in) der 
medizinisch-technischen Akademie oder an Fachhochschulen bzw. 
Einrichtungen zur Durchführung von Fachhochschul-
Bachelorstudiengängen vom jeweiligen Kollegium auszustellen. Die 
Bestätigung ist zu unterzeichnen, mit der Stampiglie der Akademie oder 
der Fachhochschule bzw. der fachhochschulischen Einrichtung zu 
versehen und dem Zulassungsbescheid anzufügen. 

(3) Der (Die) Direktor(in) der medizinisch-technischen Akademie 
oder an Fachhochschulen bzw. Einrichtungen zur Durchführung von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Fachhochschul-Bachelorstudiengangs bzw. an fachhochschulischen 
Einrichtungen der Fachhochschulrat hat jährlich spätestens bis zum 
15. März des jeweils folgenden Kalenderjahrs einen Bericht an den (die) 
Bundesminister(in) für Gesundheit, Familie und Jugend über die Anzahl 
der erfolgreich bzw. nicht erfolgreich absolvierten Anpassungslehrgänge 
und Eignungsprüfungen zu erstatten. 

Fachhochschul-Bachelorstudiengängen das jeweilige Kollegium hat 
jährlich spätestens bis zum 15. März des jeweils folgenden Kalenderjahrs 
einen Bericht an den (die) Bundesminister(in) für Gesundheit über die 
Anzahl der erfolgreich bzw. nicht erfolgreich absolvierten 
Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen zu erstatten. 

§ 36. (1) bis (11) … § 36. (1) bis (11) … 
(12) § 3 Abs. 4, § 6c Abs. 1 Z 3, § 6c Abs. 2, § 6c Abs. 4 Z 2, § 6d 

Abs. 1, § 6e Abs. 2 und 3 in der Fassung des 
Qualitätssicherungsrahmengesetzes, BGBl. I Nr. XX/2011, treten mit 
1. März 2012 in Kraft. 
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